
Wechselseitigkeit des Gemeıin- un Einzelwohls eLw2 WAaliIic auch der Ausgleich der Belastungen Inland letz-
folgendes: DEn Endes sinnlos Da reilıch umgekehrt auch dieser Aus-
Alle, die ıhrem Alter und ıhren Fähigkeiten entsprechend gleich Inland die Widerstandskraft nach außen stärkt,
aktıv den Volks- und Wirtschaftskörper eingeordnet bleibt der Politik dıe ungeheuer wichtige Autgabe, das
werden können, haben das Recht S ıhrer Fähigkeit und 1Ne6 Ctun und das andere nıcht lassen W ıe WEIL dazu
ihrer Leistungsbereitschaft entsprechende Hıltfe ZU Auft- die praktischen Möglichkeiten reichen, hat nıcht mehr der
bau tragfähigen beruflichen Exıstenz empfangen Moraltheologe, sondern der moralisch verantwortungs-
Für viele, VOTr allem tür jugendliche Vertriebene ergäbe bewufßte Politiker bestimmen
sıch daraus 1iNC gunsti1gere Lage als Aus hundert-
PrWiedergutmachung
1le Vertriebenen aber, die ihres Alters und ıhrer (ze- Länderreiorm
sundheit g nıcht mehr produktiıv das Wirtschafts- ohne erfassungsänderungleben eingeordnet werden können, haben C1MN absolutes
Rechrt aut die Bereitstellung alles dessen, W as S1IC tür ah- Die Vorgänge die Bildung des Südweststaates Dr
rung, Kleidung, tür menschenwürdige und tamılien- allem aber die hbei der Bildung SsE1NET ersten Regierung,gerechte Wohnung NOL1S haben Auch IMu ıhnen LG haben blar erkennen [assen, daß der Versuch der Länder-Altersversorgung vegeben werden, die ihren früheren retorm nıcht NUY verwaltungsmäßige wirtschaftlicheVerhältnissen und ihrer sozjialen Stellung relatıv gerecht
wırd Zweckmäßigkeitsfragen tellt, sondern daß darın auch

Dolitische Tendenzen zırksam sind, die au} weittragende.
Konsequenzen für das gesamte Leben der 3undesrep74bl_ztßNıcht das Unmögliche sondern das Fruchtbare EYrW
71elen. Die Herder-Korrespondenz merzıichtet allge-S50 lıegt der Unterschied 7zwischen restıtutıver und sozialer
Meinen auf die Erörterung politischer oder juristischerGerechtigkeit also keineswegs der Söhe der V O] Staat Fragen SOWELL SE nıcht VO:  x veltanschaulicher Bedeutungautzuwendenden Leistungen Der Staat MU: beiden sınd Aber WLr glauben daß die KonsequenzenFällen das „Möglichste“ aufzubringen suchen Der Unter- Länderreform, WLLE S16 Beispiel Südweststaat exerzıertschied lıegt vielmehr der anderen AÄArt der Verteilung, worden 1sEt kweitreichend sınd daß WLr NSeEern Leserndie ıhr Ma{iß nıcht CINSCIL1S rüheren materiellen die verfassungsrechtlichen Bedenken solche Lösun-Besıtz, sondern mehr der gemeiınwohlgerechten, aber
ICN dıie Gutachten des Maiınzer Ordinarıus fürgerade auch darum indivıduell difterenzierten Einordnung öffentliches Recht Professors Dr Freiherr UVoNn der Heydteden Volkskörper nehmen hat Der deutsche Staat 1STt
Ur Sprache kommen, nicht morenthalten sollten

1U  3 einmal nıcht der Zzur Restitution eigentlichen In SGGL scharfsinnıgen Analyse der „Spannungen unSınn verpflichtete Räuber des Gutes der Vertriebenen,
sondern der Wahrer des Gemeinwohls Zn Besten des Kräfte westdeutschen Verfassungssystem Sagt Werner

Weber, die Problematıik des „Als ob Föderalısmus“ derGanzen undseCeINCT Teile, der Gemeinschaft un jedes EeIN-
gegenwartıgen deutschen Verfassung erreiche derzelnen zugleich.

Daraus erg1bt siıch aber auch CM nicht unwichtiger Unter- Frage, welcher W eise dıe Länder der Bildung des
Bundeswillens mitwirken, ıhren Höhepunkt Der Bundes-schied 1ı der psychologischen Haltung der Vertriebenen,
LAat yehöre „ZUu den mMe1Ilsten schillernden Schöpfungendie auch ıhrerseits nıcht das staatlich Unmöglıche, sondern

das dem Sınn des (Janzen Fruchtbarere sollten des Grundgesetzes Werner Weber auf drei (Ge-
gebenheiten hın, die tür die eigentlıche Stellung desEs 1ST unverantwortlich un ehrfurchtslos die Ver-
Bundesrates Verfassungsleben der Bundesrepublik enNt-triebenen cselbst ıhnen Unmöglıches versprechen, S1C

dann durch die taktische Leistung des Staates unzutrieden scheiıdend sind
machen. Das Elend un die seelische Qual der Ver- Die Problematıik des Bundesratestriebenen mu(ß uns 7 heilig SC1IN, als da{fß S14 für Z wecke

ausgenutzt werden dürften, die außerhalb ihres erechtig- Die Mitglieder des Bundesrates reprasentlieren als
Länderminıister, tührt Weber zunächst AUS, dıe jeweilsten Interesses lıegen.

den Ländern herrschende Mehrheitspartei oder Parteıi-
Lastenausgleich und Wehrbeitrag koalıtion als Politiker stehen S1C dabei 5D  cht 1Ur der

W as schließlich den Zeitpunkt des Lastenausgleichs be- Bindung gegenüber ıhrem Land sondern gleichzeitig und
trifft, hätte Cr ‚reilich um versöhnender und soz1al möglicherweise PTIIMAaF der Pflichtenordnung ihrer
befriedender gewirkt, JC trüher worden WAaTC DParteı nicht nur dem Einflu{(ß ihrer sachverständi-
Da Nun aber einmal der ZUNSLgCIC Augenblick Versaumt gCn Landesministerialbürokrartie sondern auch der

oderwurde, SCl VOT dem ZWaar propagandistisch wirksamen, Abhängigkeit VO  - bestimmten „Parteilinie
aber unverantwortbaren Einwand geWAarNt „Zuerst unfier der Einwirkung bestimmter Koalıtionsabreden oder

auch 1Ur bestimmter Koalıtionsmöglichkeiten undLastenausgleich Zzeitlich ernach erst Aufrüstung!“ Dıiese
Oosung erscheint iıhrer Herkunft nach verdächtig Eıne -wünsche
Verkehrung der diesbezüglichen Ordnung läge NUur dann Der Bundesrat hat sıch nach Werner Webers Überzeu-

gung eigenständıgen Organ 90000 polıtischer ı1gen-VOLr Wenn die Aufrüstung Angriffskrieg dienen
wollte LDient SIC aber für notwendig gehaltenen gesetzlichkeıt und NL geschlossenen Apparatur
Abwehr dann 111 dıese Abwehr die Vertriebenen ebenso VO  _ Fachausschüssen und Besprechungen entwik-
W1e die Einheimischen schützen Dann kann immerhin kelt x rgan, das „dANOMNNYIMN 7l wesentlichen
drängender und für den Staat verpflichtender SCHI, Zuerst durch Einwendungen un Hemmungen wiıirkt „ohne
oder mındestens gleichzeitig das LUunN, was AA Rettung siıchtbare Verantwortungsbeziehung CL demokrati-

schen nNnstanz und Zur öfftentlichen Meınungder nackten Exıistenz aller erscheint Anderntalls
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x  a Der Bundesrat steht 7wischen Gesetzgebung un Ver- auch und allem, von den Gliedstaaten her C1MN Ele-
waltung Er wırkt nach den W orten der Verfassung bei des Ausgleichs, der Mäßigung un der Stabilität
beiden MMIt Damıt stehen sıch der Bundesregierung un politische Leben des Bundes einzubauen. Mindestens

Bundesrat Z WEl Regierungen, Bundestag un Bun- dıie 7uletzt gENANNTE Aufgabe kann aber der Bundesrat
Das kann nur erfüllen, wenn er sich schon durch 1inNne eNt-desrat ZWCC1 Gesetzgeber gegenüber

schließt Werner Weber, „ZUu völligen Lähmung des sprechende Stimmenverteilung selbst ausgeglichen 1ST un
Bundestages und der Regierung führen, WEENnN die UOppo- CINSCILLEYC S1tuations- oder gar Zufallsmehrheiten nıcht
S1L107 dank entsprechender Wahlsysteme un Konstella- kennt
tLoNen den Ländern ı Bundesrat stärker wırd als die Die Änderung des Gleichgewichts bedeutet
Gruppe, die Bundestag die Regierung Verfassungsänderung

\ Dafiß die Regelung des Stimmverhältnisses 1111 Bundes-Die Aufgabe des Ausgleichs
Tat auch Stellung un Bedeutung dieses Organs Ge-

Werner Webers Formulierungen überspitzt SC1H samtbau des Staates wesentlich bestimmt, steht außer
der Sache hat 7weiftellos das Problem des Bundes- rage

SC1NCIN Wesenskern erkannt Was Werner Weber Drei Stimmen bis z Wwel
reilich iıcht erwähnt, IST, da{(ß schon der Verfassungs- Bei der Festsetzung der Formel

Miıllionen Einwohner, J1OT: Stimmen bis sechs Miılliıonen
gesetzgeber versucht hat, dieser Problematik un den MIL1£ft Einwohner, fünf Stimmen für größere Länder“ als Mittel,ihr verbundenen Spannungen un Gefahren begegnen
Das Mittel dessen sıch dabei bediente, WAar die Rege-

11 Bundesrat e1in Gleichgewicht 7zwischen verschiedenen
historischen, politischen, wirtschaftlichen, kulturellen un

lung des Stimmverhältnisses Bundesrat Schon die soziologischen , Gegebenheıten, zwischen verschiedenen
Weıimarer Verfassung hat Artikel 61 Abs (insbeson- Strömungen un Interessenlagen herzustellen, War der
ere etzten atz), Artikel 672 un Artikel 63 Gesetzgeber VOnNn dem Länderbestand Augenblick des
Abs Satz die Zusammensetzung des Reichsrates Inkrafttretens des Grundgesetzes .uSg'  NSCNH., Wenn
regeln siıch bestrebt, daß EINSCLLISE Mayorisierungen MmMOS- dieser Länderbestand sıch wesentliıch verändert, verliert
lichst verhindert wurden Wenn der Reichsrat bıs SC1- die Formel ihren Sınn.
ner Auflösung Jahre 1933 arbeitsfähig geblieben War, Das bedeutet, daß 7zwiıschen dem Artikel 51 Abs des
während der Reichstag schon längst durch die Herrschaft Grundgesetzes, dem der STAatus qQUO der deutschen Länder
radikaler Flügelparteien funktionsunfähig un! ZUuUr Bıl- zugrunde lıegt, und dem Artikel 29 des Grundgesetzes,
aung parlamentarischen Regierung ZESCTZ- der Änderung dieses quO den Weg bahnt ein
geberischer Tätigkeit nıcht mehr imstande WAafrL, WAar wesentlicher Zusammenhang und EiNE iNnNDNere pannungdas wesentlich auf die erwähnten Verfassungsbestimmun- esteht Soll die Formel des Artikels 51 Abs iıhren
gCnH ber das Stimmverhältnis Reichsrat zurückzufüh- Sınn behalten, mu{fß entweder Artikel 29 Geist
ren Das Bonner Grundgesetz rolgt Artikel 51 Abs des Grundgedankens des Artikels angewandt oder
dieser Tendenz der Verfassung von Weımar Die süd-
un mitteldeutschen Länder erhalten Bundesrat gle1- aber MIIL Anwendung des Artikels Z der die Ex1-

Landes vernichtet, auch die Formel des
ches Gewicht WIC dıe norddeutschen Länder, die überwie- Artikels 51 Abs geändert werden Solange dieser innere
gend katholischen Länder fast ebensoviel Stimmen die Zusammenhang nıcht erkannt ISC; droht die Gefahr,überwiegend evangeliıschen, die fünf sogenannten „Sro-
Ren Länder ıcht wesentlich mehr Stimmen als die sechs Artikel 29 den Sınn der Formel des Artikels Abs

SC Gegenteıl verkehrt un daß politische Kräfte den
kleinen died Länder MIt nıedrigem teuerauf- Artikel 29 A2zZzu benutzen, das Gleichgewichtkommen halten Stimmverhältnis den „reichen 21-

StOren, das herzustellen Aufgabe der Formel des Artı-
dern die aage Dieser Ausgleich der durch die Formel kels 51 Abs 1ST Der Artikel 29 1SE NUur allzu geet1gnNeT,reı Stimmen bis ZWEC1 Millionen Einwohner, Vier Stim- bestimmten Richtung der Interessengruppe 1Ne
inen bıs sechs Miıllionen Einwohner, fünf Stimmen für sıchere Mehrheit Bundesrat verschaften 1nNe
größere Länder erreicht wurde, icht diese Formel selbst, Mehrheıt, die S1IC Bundestag niıcht besitzt und aum
für sıch X  MMMCN, 1STE der eigentliche Kern un der hoffen annn erreichen Man MU: dazu Nur bestimmte
wesentliche Normgehalt der Vorschrift des Artıikels
Abs Z die Formel verliert ıhren Sınn, W1]: S16 diesen Länder vergrößern un bestimmte Länder vernichten

Man darf das nıcht talsch verstehen Es soll damıt nıcht
Ausgleich ıcht mehr erreicht. gcCcgCNHN den Artikel 29 argumentıiert werden. Die Not-
Man könnte noch Giter gehen un: SAagCNH, dieser ohl- wendigkeit einer Länderretorm wırd nıcht geleugnet. Es
ausgedachte Ausgleich Stimmverhältnis se1 C1NE der soll NUur darautf hingewiesen werden, daß jede Länder-
Voraussetzungen dafür, daß der Bundesrat die iıhm VO: reform, die Gliedstaat der Bundesrepublikder Verfassung zugedachte Aufgabe ertüllt Diese Aut- auslöscht, das Gefüge dieser Bundesrepublik erschüttert,
gabe besteht nıcht nur und N  cht einmal daß ine derart schwere Operatıon soll der CGeist der
Linıe darın, Länderinteressen 1 Bund und den Verfassung erhalten leiben 1ine Änderung des Wort-
Bund wahren:;: icht DUr darın, die Mitwirkung der lauts der Verfassung, insbesondere des Artikels Abs
Glieder be1 der Gesetzgebung für den (sesamtstaat un bedingt
bei Führung ermöglıchen; auch nıcht bloß Das Bundesverfassungsgericht hat Zusammenhang IMIT

darin, die politischen Kräfte der Länder, iıhr politisches den Möglichkeiten, die Artikel 29 bei Länderreform
Potential“ Persönlichkeiten, Institutionen, Gedanken o1bt, VO „Jabilen Bundesstaat“ gesprochen. Wırd Artı-

un: gEISTIZCN Werten dem Gesamstaat Zur Verfügung kel 29 für sich allein verwirklicht, hne Rücksicht auf die
stellen un für ıhn fruchtbar machen ZULTC Aufgabe Auswirkungen der VO  } ihm ermöglichten Länderreform

auf das Gesamtgefügeder Verfassung, 1STt der VWeg VO:des Bundesrates (Geiste des Grundgesetzes gehört

"



SE4 £  $

;,labilcn Bundesstaat“l zur „Jabilen Demokré.tie“ NUur Im Laufe der Jahre bildete sıch die heutigé „Histadruth
noch 1 Die Erfahrungen der Jahre 1930—33 haben 20wdim“ (Arbeitergewerkschaft) heraus, 1in der fast alle
uns die Augen für die Gefahren geöffnet, die der Demo- sozialistischen Parteien sind iıcht vertreten
kratie VOo  $ einer Nur noch Zur Negierung fähigen Volks- die relıg1ösen Gruppen (die‘ sich heute schon teil-
vertretung her drohen können. Wır dürfen arüber die welise angeschlossen haben), die bürgerlichen Parteien un
Getahren nıcht übersehen, die der Demokratie Aaus einer die rechtsradikalen Revisionisten. Eın yroßer eil der
NUur mehr neglerenden Länderkammer NUuUr allzu leicht Miıtglieder gehört keiner politischen Partei A, Nach

Gründung der Internationale ildete sıch innerhalb dererwachsen vcrmögen. „Histadruth“ eine antizionistische, kommunistische Frak-
t10N, die schon cschr bald ausscheiden mußte.
Die Histadruth, von der man darf, da{ß S1C eineSOzlalismus und Kommunismus in Israel
ausgesprochen sozialistische Institution ISt, spielt inner-

Der kalte Krieg hat C  CS MIt sich gebracht, dafß die 1ideolo- halb des politischen Lebens 1n Israel ohl die wichtigste
gischen un weltanschaulichen Auseinandersetzungen und bestimmendste Rolle, da S1C den größten Teil der

jüdischen Arbeiterschaft umta{(t. So hat S1e auch eineMit dem marxistischen Sozijalısmus 1n den Hintergrund
gerückt sind und daß iıhre Stelle die teilweise schon starke, WE nıcht ar dAie stärkste Position innerhalb
kriegerische Auseinandersetzung MIt den Volksrepubliken der zionistischen Bewegung auch außerhalb Israels. Dabeı
CLE Dennoch dürften für den Christen die weltanschau- darf INa  b nıcht übersehen, dafß die zionıistische Bewegung,

die ihren rsprung in Muitteleuropa hatte, 1n iıhren An-lichen Probleme, die ihm der Kommunısmus Nun einmal
tellt, weıtaus wichtiger un: beständiger se1nN, als die tängen 1ne ziemli;ch bürgerliche Bewegung WAar.

politisch-militärische Auseinandersetzung. Sozialistische GemeinschaftssiedlungIn der Vorstellung Lenins un auch der Staliınisten stellt
der SowjJetstaat Nur ine Vorstute Z Kommunı1ismus Die jüdische Besiedlung in Palästina begann schon 1n den
dar. Das sowjetische Rufßland bietet 1n Wirklichkeit schr ersten Jahrzehnten des Jahrhunderts. Dıie ersten Sıed-

ler arbeiteten nach normalen kapıtalistischen Prinzipien.wenıge Möglichkeiten einer Untersuchung, W1€e siıch
Der Sıiedler War Besitzer oder Pächter seines Bodens undeine sozıjalistische oder kommunistische Lebensform, die

ın iıdealer VWeıse, ıcht durch 1ne Gewaltherrschaft ECr- alleiniger Nutzniefßer des Ertrages. Er stellte Je nach Be-
zwungen, sondern durch die freie Willensäußerung ihrer darf Lohnarbeiter e1in,; die nach den Gesetzen Von An-
Anhänger entstanden 1St; auf die menschlıche Gesellschaft gebot und Nachfrage bezahlte.
auswirken würde. Der Jüdische „Chaluz“ (Pıonier), der nach Palästina
Der zıionıstıische Autbau 1n Palästina bietet uns ıne Fülle kam, die Einöde fruchtbar machen nıcht als

Plantagenbesitzer, sondern bestentalls als selbständigerVon Material, das leider noch sehr weni1g ausgewertet
wurde. Es 1St heute ohne weıteres möglıch, die Lebens- Bauer sah sıch - sehr bald 1ın die Lage eines andwirt-
bedingungen SOWl1€ die geistigen Entwicklungen 1n fast schaftlichen Lohnarbeiters A Er hatte als solcher
zweihundert soz1alistischen Gemeinschaftssiedlungen nıcht Nur die gleichen Nöte w1e der UuUro-

päısche Landarbeiter, sondern mußte yleicher Zeit mi1tstudıeren ohne daran durch eine Geheimpolizei gehin-
dert werden und ohne den Vorbehalt machen mMUus- der weıitaus billigeren arabischen Arbeitskraft konkur-
SCH, daß diese Gemeinschaftssiedlungen Produkt einer rieren.
Gewaltherrschaft SIN Diese Chaluzin pdlegten sıch „Arbeitskolonnen“

sammenzuschließen, die meıstens schon 1n einer Art Kom-
Soz:alismus UN) 7Z1i0NnN1sMuyus IMuUune zusammenlebten. Der Gedanke der „Kommune“

wurde noch AUS Europa mitgebracht. Er entstand dortDie politische Zielsetzung des Zion1ısmus WAar und 1St 17 innerhalb der Jüdischen Arbeiterbewegung. Aus diesen
keiner Weıse weltanschauliıch gebunden. Er wollte 1n Pa- „Arbeitskolonnen“ entwickelten siıch innerhalb VO'  »3 eLwa
lästina 1ne nationale Heıimstätte für das Judentum der 25 Jahren vier Hauptformen der sozjalistischen Gemein-
Diaspora schaffen mMIit dem politischen Endziel des „Ju' schaftssiedlungen:denstaates“, der ın der vorletzten Phase des 710n1Ss- a) Moschaw Owdiım (_Arbeiters—ied‚lqng)‚
INUS jetzt 1mM Staate Israel Wirklichkeit geworden 1St., Kewuzah (Gruppe),An der zioniıstischen ewegung SIn ftast alle politischen C) Kibbuz Hameuchad (Vereinigtes Kollektiv),und relig1ösen Richtungen, die innerhalb des Juden- Kibbuz Arzı (Nationales Kollektiv).
LUMmMs 1Dt, beteiligt, selbstverständlich auch die soz1al-
demokratischen jüdaschen Arbeiterbewegungen. acht be- Moschatp Owdim
teilugt der Sozialistische „Bund“ in Polen
un Rußland, die „Palästinensische kommunistische DPar- Der Moschaw wdım ISt die Orm der Kollektivsiedlung,

CC  CC
die der Orm des russischen Kolchos ohl meisten

tel un andere Gruppen, die 1n der allgemeinen Ver- ähnelt. Von den vier Typen der Sıedlung aßrt S16 dem
wirklichung des Soz1jalismus gleichzeitig eine Lösung der Indivyviduum un der Famlılie die größte private Freiheit
Judenfrage sahen. un den größten Privatbesitz. Es ware vielleicht ıcht
Der fortschreitende Aufbau ın Palästina bevorzugte talsch, S1C „Bauernsyndikat“ CNNCN, denn S$1e ent-
türlıch eine Einwanderung VO  $ Arbeitern und Bauern spricht den verschiedenen „Arbeitersyndikaten“. (Diese
der solchen, die CS noch werden wollten. Schritthaltend Syndikate, 1n denen der Arbeiter zugleich Besitzer des
Mut der jJüdaschen Kolonisierung entstand 1ın Palästina Unternehmens 1St, sind 1n der palästinensischen Wirtschaft
eine Jüdische Arbeiterbewegung, die großenteils sOZ14- VOon größter Bedeutung.)

Im Moschaw Owdim sind die größeren Felder und Pro-istisch WAar un S1' auch spater der sozialistischen Inter-
natıonale anschlofß. duktionsmittel gemeinschaftlicher Besıitz aller Mitglieder.
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